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Die Zukunft der HIV-Vorsorge und HIV-Gesundheitsbehandlungen in  
Nordrhein-Westfalen 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am 10. September 2024 unterzeichnete die StädteRegion Aachen die Paris Declaration1 und 
trat damit der internationalen Fast-Track-City-Initiative bei. Mit diesem Schritt bekannte sich 
die StädteRegion zu den Zielen von UNAIDS, HIV-Neuinfektionen zu reduzieren, Diskriminie-
rung abzubauen sowie den Zugang zu Prävention, Diagnostik und Therapie zu verbessern. 
 
Gleichzeitig steht die ambulante infektiologische Versorgung vor erheblichen Herausforderun-
gen. Die Zahl der Menschen, die mit HIV leben, steigt seit Jahren an.2 Dank moderner, anti-
retroviraler Therapien hat sich HIV zu einer chronischen Erkrankung entwickelt. Dies ist ein 
großer medizinischer Erfolg, führt jedoch zu einem steigenden Versorgungsaufwand, da die 
Patientinnen und Patienten älter werden und häufiger zusätzliche Erkrankungen aufweisen. 
 
Auch in der StädteRegion Aachen zeigt sich diese Entwicklung deutlich: In der einzigen HIV-
Schwerpunktpraxis der Städteregion Aachen stieg die Zahl von Patientinnen und Patienten 
mit behandlungsbedürftiger HIV-Infektion zwischen 2017 und 2025 um etwa 20 Prozent. 
Gleichzeitig prognostiziert ein aktuelles Gutachten des IGES-Instituts für die kommenden zehn 
Jahre einen weiteren Anstieg des Bedarfs an HIV-Spezialversorgung um mehr als 40 Prozent.3 
 
Auch die Zahl sexuell übertragbarer Infektionen wie Syphilis und Gonorrhoe nimmt zu. Hinzu 
kommt die Versorgung von Menschen mit Virushepatitiden. Gleichzeitig wächst die Bedeutung 
der HIV-Präexpositionsprophylaxe (PrEP), die einen wichtigen Beitrag zur Vermeidung von 
Neuinfektionen leistet und mit regelmäßigen Untersuchungen sowie Beratungsleistungen ver-
bunden ist. 
 
Vor diesem Hintergrund werden auf Bundesebene im Rahmen des GKV-Beitragssatzstabili-
sierungsgesetz Änderungen der Vergütungsstrukturen für Leistungen der HIV- und STI-Ver-
sorgung diskutiert. Vertreter der spezialisierten Versorgungseinrichtungen, auch in der 

 
1 https://www.iapac.org/wp-content/uploads/2022/03/Paris-Declaration-4.0-13-April-2021.pdf.  
2 RKI, Epidemiologisches Bulletin 26/2025, 26. Juni 2025. 
3 IGES, Medizinische Versorgungsstrukturen im Bereich HIV/AIDS Ergebnisbericht für das 
Konsortium aus DAS, dagnä und DAIG, Juli 2025. 
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StädteRegion Aachen, befürchten, dass hierdurch die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
der ambulanten infektiologischen Versorgung beeinträchtigt werden könnten. Dies wirft die 
Frage auf, wie die Versorgungssicherheit in Nordrhein-Westfalen langfristig gewährleistet wer-
den kann. 
 
Es ist klar ersichtlich, dass die ambulante infektiologische Versorgung von Menschen mit HIV, 
sexuell übertragbaren Infektionen (STIs) sowie Virushepatitiden seit Jahren ein wachsender 
und zunehmend komplexer werdender Versorgungsbereich ist. Gleichzeitig handelt es sich 
um ein hochsensibles und weiterhin stigmatisiertes Feld, in dem kontinuierliche Betreuung, 
niedrigschwelliger Zugang und ausreichend Zeit für die Patientinnen und Patienten essenziell 
sind – sowohl aus individueller medizinischer als auch aus Public-Health-Perspektive.  
 
 
Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat die Kleine Anfrage 8195 mit Schreiben 
vom 22. Juli 2026 namens der Landesregierung beantwortet. 
 
 
1. Welche Auswirkungen auf die gesundheitliche Versorgung von HIV-Patienten in 

Nordrhein-Westfalen erwartet die Landesregierung in Folge des GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetzes? 

 
Mit dem GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz sollen die Ausgaben der gesetzlichen Kran-
kenversicherung begrenzt und der Anstieg der Beitragssätze gedämpft werden. Vor diesem 
Hintergrund wird eine konsequente, einnahmeorientierte Ausgabenpolitik eingeführt. Diese 
betrifft alle Leistungserbringer.  
 
Maßnahmen aus dem GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz wie die Begrenzung der Wachs-
tumsdynamik bei der extrabudgetären Gesamtvergütung (EGV), die Rückführung der Vergü-
tung von Vermittlungsfällen und offenen Sprechstunden in die morbiditätsbedingte Gesamt-
vergütung (MGV) und die Begrenzung der Vergütungszuwächse auf die Höhe der Grundlohn-
rate werden die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für ambulant tätige Praxen beeinflus-
sen. Der Landesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, die darauf hindeuten, dass die im 
Gesetzentwurf vorgesehenen Maßnahmen zu einer Einschränkung der medizinischen Versor-
gung von Patientinnen und Patienten mit HIV führen würden. Die Auswirkungen des Gesetzes 
auf die vertragsärztliche Versorgung werden im Rahmen der allgemeinen Bewertung der Ver-
sorgungssituation fortlaufend beobachtet. 
 
 
2. In welchem Umfang deckt die im GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz vorgese-

hene Orientierung der Vergütungsentwicklung an der Grundlohnrate den tatsäch-
lichen Aufwand zur Unterhaltung der spezialisierten Praxen im Hinblick auf den 
wachsenden Versorgungsbedarf ab? 

 
Dies hängt von verschiedenen Faktoren ab, insbesondere von der künftigen Entwicklung der 
Grundlohnrate sowie von der Entwicklung der Kostenstrukturen in den Praxen. Maßgeblich 
sind hierbei unter anderem die Aufwendungen für Personal, Energie, Mieten, medizinisches 
Material und Digitalisierung. Da sowohl die Entwicklung der Grundlohnrate als auch die Ent-
wicklung der Praxiskosten zukünftigen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen unterliegen, sind 
belastbare Aussagen über die Auskömmlichkeit der Vergütungssteigerungen nicht möglich. 
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3. Welche Versorgungsengpässe im Bereich der HIV-, STI- und Hepatitisversorgung 
erwartet die Landesregierung in den kommenden zehn Jahren in Nordrhein-West-
falen? 

 
Die Landesregierung rechnet durch das steigende Alter und die zunehmende Komorbidität der 
HIV-Patientinnen und Patienten mit einem wachsenden Versorgungsbedarf bei einer gleich-
zeitig leicht steigenden bzw. eher stagnierenden Zahl an Behandlerinnen und Behandlern in 
der spezialisierten HIV-Versorgung. Die Landesregierung geht davon aus, dass sich in den 
nächsten zehn Jahren die Versorgungsstrukturen im Bereich der HIV-, STI- und Hepatitisver-
sorgung weiter verdichten werden. 
 
 
4. Mit welchen dauerhaft funktionierenden Maßnahmen bzw. Stellen in der Gesund-

heitsversorgung will die Landesregierung die befürchtete Schwächung der spezi-
alisierten HIV-Versorgung und STI-Versorgung in Nordrhein-Westfalen auffangen? 

 
In Nordrhein-Westfalen existiert derzeit eine breite spezialisierte HIV- und STI-Versorgung. Die 
Landesregierung wird die Entwicklung der HIV- und STI-Versorgung jedoch weiter beobachten 
und steht mit den entsprechenden Akteuren im Austausch.  
 
 
5. Welche weiteren Maßnahmen plant die Landesregierung zur langfristigen Siche-

rung spezialisierter HIV- und STI-Versorgungsstrukturen in Nordrhein-Westfalen? 
 
Der gesetzliche Sicherstellungsauftrag für die ambulante vertragsärztliche Versorgung liegt bei 
den beiden Kassenärztlichen Vereinigungen (KVen) in Nordrhein-Westfalen, denen hierfür ver-
schiedene Instrumente und Maßnahmen zur Verfügung stehen (bspw. Förderung über den 
Strukturfonds nach § 105 SGB V). Die Landesregierung sieht dementsprechend auch vorran-
gig die KVen in der Pflicht, mit den ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln auf eine angemes-
sene ambulante Versorgung hinzuwirken. Mit Blick auf die vertragsärztliche Versorgung wird 
das Land insbesondere in den Fachgebieten aktiv, in denen ein erhöhter Bedarf gesehen wird 
oder Versorgungsengpässe drohen. Dies ist insbesondere in der hausärztlichen Versorgung 
der Fall. 
 
Über die medizinische Versorgung hinaus stellt die Landesregierung jedes Jahr im Rahmen 
von fachbezogenen Pauschalen Mittel für die Kommunen bereit, die zur Finanzierung von Auf-
klärungs-, Test und Beratungsangeboten abgerufen werden können. Zusätzlich fördert sie ver-
schiedene Projekte im Bereich der HIV/STI-Prävention, darunter z.B. die zielgruppenspezifi-
schen Projekte mit der Aidshilfe NRW. Über diese werden auch lokale Aidshilfen unterstützt.  
 
 


